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Am 14. November mobilisieren die Gewerk- 
schaften zum ,europäischen Aktionstag”, der in 
Portugal, Spanien und Malta sogar als General- 
streik begangen wird. Das ist nicht nur die erste 
europaweit koordinierte Aktion gegen die Aus- 
wirkungen der Krise seit zwei Jahren - noch nie 
hat es gleichzeitig in so vielen Ländern koordi- 
nierte Generalstreiks und Massenmobilisierun- 
gen gegeben. 

Und das ist bitter nôtig. Die Krise, die vor vier 
Jahren mit dem Zusammenbruch von Lehmann 
Brothers offen ausbrach, ist den Herrschenden 
zu einem willkommenen Anlass geworden, 
härteste Angriffe auf die Errungenschaften der 
lohnabhängigen Massen zu führen. Sparpaket 
um Sparpaket wurde verabschiedet, finanziert 
aus den Steuermilliarden der Werktätigen, um 
jene Kapitalist*innen zu verarzten, die uns über- 
haupt erst in diese Misere geritten haben! 

Als Beispiel Griechenland: Zwei Regierun- 
gen sind geplatzt, die Arbeitslosigkeit stieg auf 
über 25%, die Wirtschaftsleistung schrumpfte 
um über 20% und die faschistische Bewegung 
nahm eine nie gekannte Militanz an - alles in 
den letzten vier Jahren! 

Dabei ist gerade Griechenland nicht nur Ex- 
perimentierfeld der Herrschenden in Sachen 
brutalster Ausbeutung - gleichzeitig sorgte 
Griechenland in den letzten vier Jahren für die 
spektakulärsten Bilder des Widerstandes. Ange- 
fangen bei den landes- und bald europaweiten 
Aufständen infolge der Ermordung eines 15-jäh- 
rigen durch Polizist*“innen im Dezember 2008, 
konnte keine griechische Regierung in den letz- 
ten Jahren auch nur einen Schritt machen, ohne 
dass ihr Generalstreiks, Fabrikbesetzungen und 
härteste Auseinandersetzungen mit der Polizei 
entgegenschlugen. 

Auch im Spanischen Staat sah sich die Troika 
(EU, Europäische Zentralbank und Internationa- 
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ler Währungsfondbs) breitem, harten Widerstand 
ausgesetzt. Was mit den ,/ndignados” (Empôür- 
ten) und ihrem Ruf nach ,echter Demokratie” 
begann, fand seinen bisherigen Hôhepunkt in 
dem harten, wochenlangen Kampf der asturi- 
schen Bergarbeiter*innen, der in einem massen- 
haften Marsch auf Madrid gipfelte. 

Und so zeigen die, die in Südeuropa den 
härtesten Angriffen ausgesetzt sind, auch die 
Môglichkeiten zum härtesten Widerstand auf. 
Diesen Ruf sollten wir hier in Deutschland nicht 
überhôren. Denn in den Ereignissen in den so- 
genannten PIGS (Portugal, Italien, Griechenland, 
Spanien) sehen wir nur unsere eigene Zukunft. 
Je erfolgreicher die Herrschenden bei ihren At- 
tacken in Südeuropa sind, desto eher werden 
sie sich auch zu uns in den Norden wenden, wo 
wir uns momentan in der scheinbaren Sicher- 
heit wirtschaftlicher Stabilität wiegen. 

Auch hier bereitet man sich darauf vor, uns 
ihre Krise zahlen zu lassen. So beginnt die Bun- 
deswehr in diesem Moment in der Altmark mit 
dem Bau eines hochmodernen Truppenübungs- 
platzes - unter anderem mit einer Modellstadt. 
Nachdem das Bundesverfassungsgericht erst 
neulich Einsätze der Bundeswehr im Inneren für 
legal erklärt hat, ist das eine ganz klare Warnung: 
Wenn die Menschen widerständig werden soll- 
ten, ist die Bundeswehr bestens ausgebildet und 
ausgerüstet, jeden Aufstand niederzuschlagen. 

Es darf uns ganz und gar nicht egal sein, was 
in Südeuropa passiert. Wir müssen auch als Stu- 
dierende gemeinsam mit den Beschäftigten und 
Erwerbslosen auf die StraBe gehen, und erklären: 
Auch wir hier in Deutschland, in der Hôhle des 
Lôwen, der im Moment seine Blutspur über den 
europäischen Kontinent zieht, stehen an der Sei- 
te der Kämpfenden Jugendlichen, Arbeiter*innen 
und Armen in Griechenland, Italien, Portugal, 
dem Spanischen Staat und anderswo! 


Hoch die inter- 
nationale Solidarität! 


In der letzten Ausgabe von WAFFEN- 
DERKRITIK haben wir argumentiert, warum 
eine marxistische Strômung an der Univer- 
sität für die Einheit von Arbeitenden und 
Studierenden kämpfen muss. Ein weiteres 
unverzichtbares Element einer marxisti- 
schen Politik ist der Internationalismus. 

Marxist*innen sehen den Internatio- 
nalismus als grundlegende Säule ihres 
Programms an. Die Arbeiter*innenklasse 
kann ihren Kampf gegen den Kapitalis- 
mus niemals allein auf nationaler Ebe- 
ne führen. Schon zu den Anfängen der 
Arbeiter*innenbewegung im 19. Jahr- 
hundert wurde die Notwendigkeit er- 
kannt, dass sich die Arbeiter*innen aller 
Länder vereinen, um ihren Kampf gegen 
den schon damals globalen Kapitalismus 
führen zu kônnen. Marx formulierte, dass 
Proletarier*innen kein Vaterland haben, 
dass ihr Kampf nur international erfolg- 
reich sein kann. Der Internationalismus ist 
dabei aber nicht nur abstrakt, sondern be- 
ruht auf praktischer Solidarität. 

Europaweit werden die Proteste ge- 
gen die Sparpolitik der letzten Jahre im- 
mer grôfier, aber es ist klar, dass sie nicht 
allein in Griechenland oder Spanien ge- 
wonnen werden kônnen, sondern nur im 
gemeinsamen internationalen Kampf der 
Arbeiter*innen und Unterdrückten. Wir 
als marxistische Studierende müssen uns 
natürlich international mit diesen Kämp- 
fen solidarisieren. Der beste Ausdruck 
von praktischer Solidarität und Internati- 
onalismus ist dabei der Kampf gegen den 
Hauptfeind im eigenen Land”. 

Also kommt mit uns am 14. November 
auf die StraBe, um einen ersten Schritt in 
einem europaweiten Kampf gegen die Kri- 
se zu tun! 


Am 14. November in Berlin: 

15.00 Kundgebung am Brandenburger Tor 
16.30 Demonstration zum Potsdamer Platz 
(von DGB und Griechenland-Solikomitee) 


G wie Gewerkschaïten 


Gewerkschaften sind die elementarsten Or- 
gane der Arbeiter*innen zur Durchsetzung ih- 
rer ôkonomischen Interessen — also für hôhere 
Lôhne, kürzere Arbeitszeit, Schutz vor willkür- 
lichen Entlassungen etc. Ihr Entstehen im 19. 
Jahrhundert war die logische Konsequenz aus 
der Ohnmacht der einzelnen Arbeiter*innen 
gegenüber den Kapitalist*innen. Ihre wich- 
tigsten Waffen - Streiks und Besetzungen - 
kônnen die Lohnabhängigen nur einsetzen, 
wenn sie ihre Konkurrenz untereinander über- 
winden und sich kollektiv organisieren. 

Das erfordert aber unweigerlich einen 
Apparat von Funktionär*innen, der die tag- 


taägliche Verwaltung übernimmt. Wie jeder 
Apparat, birgt auch dieser die Gefahr, eige- 
ne Interessen zu entwickeln: Wenn ein*e 
Funktionär*in innerhalb der Gewerkschaft 
eine deutlich bessere Stellung genieft als das 
durchschnittliche Basismitglied, besteht das 
vorrangige interesse dieser Person bald nicht 
mehr in der Verbesserung der ükonomischen 
Situation aller Lohnabhängigen sondern vor 
allem im Erhalt ihrer eigenen Privilegien. 

Das zeigt sich besonders deutlich an den 
Spitzen heutiger Gewerkschaften, derenVorsit- 
zende selten unter 10.000 Euro pro Monat ver- 
dienen. Diese Gewerkschaftsbürokrat*innen 


sitzen zusätzlich in Aufsichtsräten groker 
Kozerne, die ihnen dafür weitere Üüppige Ge- 
hälter zahlen - kein Wunder also, dass sie ihre 
Mitglieder selten zu wirklich schlagkräftigen 
Streiks mobilisieren. 

Damit Gewerkschaften zu Instrumen- 
ten aller Lohnabhängigen werden, bedarf 
es einer Demokratisierung aller Strukturen. 
Kolleg*innen an der Basis müssen sich unab- 
hängig organisieren und ihre Arbeitskämpfe 
selbst in die Hand nehmen. Funktionär*innen 
müssen jederzeit durch die Basis (ab)wählbar 
sein und dürfen nicht mehr als einen Durch- 
schnittsiohn verdienen. 





Geflüchtete kämpien weiter 


Immer noch besetzen Geflüchtete den Pariser Platz am Brandenburger 
Tor. Obwohl ihr Hungerstreik vorbei ist, sind ihre Forderungen gJleich ge- 
blieben, auch wenn die Umstände härter werden. Die Temperaturen haben 
mittlerweile die Null-Grad-Grenze unterschritten und die Schikanen der 
Polizei halten bei Tag und Nacht an. Ferner ist es ihnen untersagft, sich mit 
wärmender Kleidung auszustatten. Selbst Sanitäter*innen, welche vor Ort 
den Gesundheitszustand der Geflüchteten untersuchen, dürfen keine Zel- 
te errichten. Wenn sie es trotzdem tun, werden sie entfernt, sowie Schlafsä- 
cke, Decken und alles, was Schutz vor Kälte und Wind bieten kônnte. 

Mittlerweile haben es die Demonstrierenden geschafft, eine gewisse 
Offentlichkeit zu erreichen. Unterdessen gehen die Debatten um eine Ver- 
schärfung der Aufnahmebedingungen und der Lebensbedingungen für 
Asylbewerber*innen weiter. 

Die Forderungen sind nach wie vor: Abschaffung der Residenzpflicht, 
Abschaffung der Lager, welche regelmäfiig von Faschist*innen angegrif- 
fen werden, Arbeits- und Lernerlaubnis sowie das Ende rechtlicher Verfol- 
gung der Demonstrierenden durch das Strafgesetz. Der aktuelle Protest 
ist die bisher erfolgreichste Aktion gegen die rassistische Asylpolitik der 
BRD. Es ist notwendig, nicht nur individuell Solidarität zu zeigen, sondern 
gemeinsam mit Gewerkschaften und anderen Organisationen an Schulen, 
Universitäten und in Betrieben eine grofie Kampagne gegen die rassisti- 
sche Spaltung durch die Kapitalist*innen und den Staat, für die Rechte der 
Geflüchteten zu starten. 


WAFFENDERKRITIK wira auf offenen Treffen erarbeitet: 


An der FU Berlin jeden Donnerstag um 16 Uhr im Foyer vor der 
Mensa Il (Silberlaube). 

An der Uni Potsdam am 21.11. um 16 Uhr am Campus Griebnitzsee 
vor dem Mensaeingang im Haus 6. 

Sprecht uns an oder schreibt uns: L< waffenderkritik@riseup.net 


Herausgegeben von 
10 und unabhängigen Studierenden 


Aus der Reïhe: 


Linker Feminismus 
und Genderpolitik 


Gegen das Betreuungsgeld! 


Das Betreuungsgeld ist nun also beschlossene Sache: Eltern, die 
ihre Kinder im Alter von 1 bis 3 Jahren nicht in staatlichen Einrich- 
tungen betreuen lassen, erhalten ab nächstem Jahr 100 Euro im 
Monat. De facto erhalten vor allem Frauen* das Betreuungsgeld, 
da sie es in den allermeisten Fällen sind, die für den grôfiten Teil 
der (unbezahlten) Haus- und Erziehungsarbeiït als verantwortlich 
gelten. Auf den ersten Blick kKônnte es so erscheinen, als ob das 
Betreuungsgeld diese unbezahite Arbeit anerkennt und sichtbar 
macht. Die Trennung zwischen ôffentlicher und privater Sphäre, in 
der die unbezahite Arbeit geleistet wird, dient dem Zweck, durch 
die Nichtbezahlung von Reproduktionsarbeit die Kapitalverwer- 
tung profitabler zu gestalten. Dies kann nur durch eine Vergesell- 
schaftung der Haus- und Erziehungsarbeit überwunden werden. 

Durch das Betreuungsgeld wird das Modell mit einem/einer 
Ernährer*in auch über die Zeit seiner Zahlung hinaus zementiert. 
Gemeinsam mit dem Ehegattensplitting und der ungleichen Be- 
zahlung für Lohnarbeit von Männern* und Frauen* verstärkt das 
Betreuungsgeld die ungleiche Verteilung von unbezahlter Arbeit 
und normalisiert damit auch die Trennung von privatem und üf- 
fentlichem Bereich. 

Desweiteren ist das Betreuungsgeld ein Instrument ausschlieRlich 
für Gutverdienende: Hartz-IV-Empfänger*innen wird es in vollem 
Umfang angerechnet, Alleinerziehende und prekär Beschäftigte kôn- 
nen es sich nicht leisten, auf Lohnarbeit zu verzichten. Und nicht zu- 
letzt wirkt das Betreuungsgeld wie eine Subvention für den privaten 
Bildungsmarkt, da Gutverdienende noch Unterstützung bekommen, 
wenn sie ihre Kinder in teure Privatkitas schicken. So wird die soziale 
Selektion immer stärker ausgedehnt. Das Betreuungsgeld 
ist ein weiterer Beweis dafür, dass Frauenbefreiung 
und die Überwindung der Klassenverhältnisse 
miteinander gedacht werden müssen. 
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